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Stellungnahme 
 

des Deutschen Gewerkschaftsbundes  

 

zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen  

„Entwurf eines Einkommensteuerreformgesetzes 2027“ 

 

Sonn- und Feiertagszuschläge 

Zu § 3b Absatz 2 Satz 1 EstG-E:  
Der für die Berechnung der Zuschläge für Sonn- und Feiertagsarbeit maximal 

zulässige Grundlohn soll ab dem 1. Januar 2027 von 50 Euro auf 75 Euro ange-
hoben werden. Der maximal zulässige Grundlohn für Nachtarbeit soll unverän-
dert 50 Euro betragen. 

Bewertung: 
Die Anhebung der Einkommensgrenzen im Rahmen des Einkommensteuerge-
setzes wird unterstützt. Sie ist erforderlich, um zu verhindern, dass im Laufe der 

Zeit zunehmend mehr Beschäftigte die Steuerbegünstigung für eine Arbeitszeit 

verlieren, die im gesellschaftlichen Interesse dann verrichtet werden muss, 
wenn der Gesetzgeber grundsätzlich eine Arbeitsruhe zur Erholung und Besin-
nung vorsieht. Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften fordern im Gleich-

lauf mit den veränderten Einkommensgrenzen zudem auch eine Anhebung des 
maximal zulässigen Grundlohns für die Nachtarbeit. Unverständlich ist, wes-

halb gerade für die gesundheitlich sehr belastende Nachtarbeit der maximal 
zulässige Grundlohn ausdrücklich nicht angehoben werden soll. Der DGB und 

seine Mitgliedsgewerkschaften fordern auch für diese Zeiten den maximal zu-
lässigen Grundlohn im gleichen Umfang anzuheben. 

In diesem Kontext verweisen wir auch auf die gleichzeitig mit dem Entwurf für 
das Jahressteuergesetz 2026 geplante engere Definition des Grundlohns, die 

wir ausdrücklich ablehnen. Auch künftig sollte der für die Bemessung der Steu-
erfreiheit maßgebliche Lohn auf den Arbeitslohn abstellen, der dem Arbeitneh-

mer „zusteht“. Die Verkürzung auf den „tatsächlich zugeflossenen Arbeitslohn“ 

lehnen wir ab. Zur weiteren Begründung verweisen wir auf unsere Stellung-
nahme zum Referentenentwurf für ein Jahressteuergesetz 2026. 

Zu § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 SvEV: 
Anknüpfend an die beabsichtigte Neuregelung des § 3b EStG zur Steuerfreiheit 
von Sonn- und Feiertagszuschlägen verfolgt die geplante Norm das Ziel diese 
Zuschläge, sofern in einem Tarifvertrag geregelt und das jeweilige Arbeitsver-

hältnis in dessen Regelungsbereich fällt, künftig in derselben Höhe wie bei der 
Einkommensteuer auch in der Sozialversicherung beitragsfrei zu stellen. 

Bewertung: 
Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften fordern grundsätzlich die Verbei-
tragung von Entgelt ab dem ersten Euro, da nur so gute Leistungen für 
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Gesundheit, Pflege, bei Arbeitslosigkeit und im Alter finanzierbar sind. Wer 
heute Entgelte oder Entgeltbestandteile beitragsfrei stellt, entzieht den Sozial-
versicherungen nicht nur mutwillig erhebliche Finanzmittel - aus denen gute, 
bedarfsgerechte Leistungen finanziert werden -, er kürzt damit automatisch 

den Leistungsanspruch von Arbeitnehmer*innen gegenüber der Sozialversiche-

rung und reißt Versorgungslücken auf. 

Um diese Versorgungslücken zu schließen, müssten Arbeitnehmer*innen sich 
regelmäßig auf dem privaten Versicherungsmarkt absichern, was in der Regel 

in Art und Umfang der gesetzlichen Systeme kaum möglich ist. Hinzu tritt, dass 

Privatversicherungen keinem Kontrahierungszwang unterliegen, dafür aber Ri-

sikoselektion per Leistungsausschluss und/oder durch risikoadjustierte und ge-
schlechtsspezifische höhere Beiträge erheben. Diese Beiträge müssen Arbeit-
nehmer*innen zudem allein, also ohne Arbeitgeberbeteiligung tragen. Das ist 
für Arbeitnehmer*innen in der Regel keine oder eine schlechtere Alternative zur 

Absicherung in der Sozialversicherung. 

Eine Nichtverbeitragung bzw. Beitragsfreiheit von Sonn- und Feiertagszuschlä-

gen wird damit für Arbeitnehmer*innen zum reinen Drehtürgeschäft, das sie 
entweder mit erhöhter, privat zu finanzierender Eigenvorsorge, Leistungskür-

zungen oder Beitragserhöhungen zu bezahlen haben. Die einzigen, die von ei-

ner Beitragsfreiheit für Sonn- und Feiertagszuschlägen profitieren, sind die Ar-

beitgeber. Verlierer sind Arbeitnehmer*innen, Sozialversicherungen und der 
Fiskus und damit die Allgemeinheit. Aus diesem Grund ist die geplante Auswei-

tung der Beitragsfreiheit von Sonn- und Feiertagszuschlägen als nicht sachge-

recht abzulehnen. 

Arbeitnehmer-Pauschbetrag 
Zu § 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a) EStG-E: 
Der Pauschbetrag für Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbständi-

ger Arbeit (Arbeitnehmer-Pauschbetrag) soll ab dem Veranlagungszeitraum 

2027 von bisher 1.230 auf 1.430 Euro erhöht werden. 

Bewertung: 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften begrüßen die Anhebung des Ar-
beitnehmer-Pauschbetrags. Die Erfahrung zeigt jedoch, dass die Zeiträume zwi-

schen den einzelnen Erhöhungen oft sehr lang sind und häufig nicht der zwi-

schenzeitlich erfolgten Preisentwicklung gerecht werden. Aus diesem Grund 
schlagen wir im Zuge der regelmäßigen Anhebung des Grundfreibetrages auch 

eine Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags entsprechend der Entwick-

lung des VPI vor. 

Kindergeld und Kinderfreibetrag 
Zu § 32 Absatz 6 Satz 1) EStG-E sowie § 66 Absatz 1) EStG-E: 
Der ab dem Veranlagungszeitraum 2027 für ein Kind insgesamt zu berücksichti-

gende Kinderfreibetrag soll von 6.828 Euro um 300 Euro auf 7.128 Euro erhöht 

werden. Im gleichen Zug soll das Kindergeld mit Wirkung zum 1. Januar 2027 

um 8 Euro auf insgesamt 267 Euro steigen. Zum 1.1. 2028 soll der 
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Kinderfreibetrag um weitere 180 Euro steigen und das Kindergeld um weitere 5 
Euro angehoben werden. 

Bewertung: 
Der Hinweis in der Begründung des Gesetzentwurfes, dass damit „Kindergeld 

und Freibeträge für Kinder mit zeitgleicher Wirkung und prozentual gleichmä-

ßig“ steigen, ist zwar sachlich richtig, aber dennoch irreführend. Denn damit 
wird die Bundesregierung nicht nur ihrem im Koalitionsvertrag vereinbarten 
Anspruch nicht gerecht, wonach sich „die Schere zwischen der Entlastungswir-

kung der Kinderfreibeträge und dem Kindergeld schrittweise verringern“ sollte.  

Vielmehr öffnet sie im Gegensatz dazu diese Schere sogar noch weiter! Denn 

während sich die Summe aus Kinder- und Betreuungsfreibetrag bei einem Spit-
zenverdiener mit bis zu 4.774 Euro jährlicher Entlastung pro Kind auswirken 
würde (aktuell: 4.632 Euro), kommen bei Familien, die nur Anspruch auf Kinder-
geld haben, lediglich 3.204 Euro (aktuell: 3.108 Euro) an. Dem Anstieg des Kin-

dergeldes um 8 Euro pro Monat steht somit eine Erhöhung des monatlichen 
Nettoeinkommens bei Spitzenverdienern um 11,84 Euro gegenüber. 

Mit der weiteren Anhebung von Kindergeld und Kinderfreibetrag zum 1.1. 2028 
wird diese Schere noch weiter geöffnet. Während sich für die einkommens-

stärksten Haushalte pro Kind und Monat eine Entlastung von bis zu 7,13 Euro 

ergibt, bleibt die Erhöhung des Kindergeldes rund 30 Prozent dahinter zurück. 

Die in beiden Jahren geplante Erhöhung von Kindergeld und Kinderfreibetrag 
wird in Summe im Jahr 2028 mit einer Aufkommenswirkung von rund 2,9 Mrd. 

Euro zu Lasten der Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden verbunden 

sein. Würden im Gegensatz dazu die etwa 7,5 Mrd. Euro, die der Kinderfreibe-
trag heute schon die Allgemeinheit kostet, auf alle rund 15 Millionen kinder-

geldberechtigte Kinder umgelegt, wäre eine aufkommensneutrale Erhöhung 
des Kindergeldes auf rund 300 Euro pro Monat möglich. 

Einkommensteuertarif 

 Zu § 32a Absatz 1) EStG-E: 
Mit der Neufassung des § 32a Absatz 1 EStG soll der Einkommensteuertarif ver-
ändert werden. Demnach soll der Grundfreibetrag zum 1.1. 2027 um 216 Euro 

auf 12.564 Euro erhöht werden. Zum 1.1. 2028 soll er um weitere 336 Euro auf 

12.900 Euro angehoben werden. Der sogenannte Spitzensteuersatz der Ein-

kommensteuer in Höhe von 42 Prozent soll ab 2027 ab einem zu versteuernden 
Einkommen (z.v.E.) von 70.601 Euro (bisher ab 69.879 Euro) greifen. Eine Anpas-

sung zum 1.1. 2028 ist nicht geplant.  

Der bisherige sogenannte Reichensteuersatz soll sich künftig in zwei Eckpunkte 
des Einkommensteuertarifs aufsplitten: Einerseits wird der bisherige Steuersatz 

von 45 Prozent beibehalten, künftig aber schon ab einem z.v.E. von 250.000 
greifen, statt wie bisher erst ab 277.826 Euro. Zudem wird ein weiterer Tarifeck-
punkt durch einen Grenzsteuersatz von 47 Prozent ab einem z.v.E. von 280.000 

Euro definiert. 

Während die Entlastungen durch die Anhebungen des Grundfreibetrags und 
durch die Verschiebung des Spitzensteuersatzes sich im Jahr 2028 
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voraussichtlich zu einer Minderung des Steueraufkommens um 5,76 Mrd. Euro 
aufsummieren würden, rechnet die Bundesregierung durch die Neujustierung 
der Reichensteuersätze im gleichen Jahr mit Mehreinnahmen von knapp 2,765 
Mrd. Euro.  

Bewertung: 

Der aktuelle Grundfreibetrag wie auch die für die kommenden beiden Jahre im 
Gesetzentwurf vorgesehenen Erhöhungen sind zu niedrig. Diese leiten sich aus 
der Bestimmung des Existenzminimums ab, dessen Ermittlung aber aus Sicht 

des DGB, der Sozialwissenschaft und vieler weiterer Verbände fragwürdig ist. 

Auch hält der Gesetzgeber in anderem Zusammenhang durchaus höhere Be 

träge für geboten, um niedrige Einkommen zum Zwecke der Existenzsicherung 
vor einem übermäßigen Zugriff zu schützen. So darf beispielsweise ein Schuld-
ner im Falle der Pfändung einen Teil seines monatlichen Nettoeinkommens be-
halten, um sein Existenzminimum zu sichern. Diese gesetzliche Pfändungsfrei-

grenze liegt sowohl deutlich über dem derzeitigen wie auch über dem für das 
kommende und das übernächste Jahr im Gesetzentwurf avisierten Grundfrei-

betrag.  

Bei dem oberhalb des Grundfreibetrages einsetzenden Tarifverlauf des Grenz-

steuersatzes wird versucht, mit einem Eingangssteuersatz von 14 Prozent den 

Anschein einer niedrigen Steuerbelastung für untere Einkommen zu wahren. 

Jedoch ist das Gegenteil der Fall: Oberhalb des Grundfreibetrages steigt der 
Grenzsteuersatz in der ersten Progressionszone von 14 auf 24 Prozent unver-

hältnismäßig steil an, um die Einnahmeverluste für den Fiskus in Grenzen zu 

halten. Die darüber liegenden Einkommen sind einem deutlich geringeren An-
stieg der Steuerbelastung unterworfen.  

Jedoch würde der Spitzensteuersatz auch ab einem zu versteuernden Einkom-
men von 70.601 Euro längst nicht nur Spitzenverdiener betreffen. Zwar ist der 

Steuersatz selbst mit 42 Prozent gegenüber 53 Prozent Ende der 1990er Jahre 
relativ gering, da er aber auf die Spitze der Einkommensverteilung zielen sollte, 

müsste er erst bei oberhalb eines deutlich höheren z.v.E. einsetzen. Hingegen 
stellt die geplante Rechtsverschiebung um ein Prozent insoweit auch für viele 

mittlere Einkommen vor dem Hintergrund der erwartbaren Inflationsentwick-
lung keinen Beitrag zur Sicherung der Realeinkommen dar. 

An der unzureichenden Besteuerung der höchsten Einkommen, ändert auch 
die geplante Splittung des sog. Reichensteuersatzes in einen „Reichensteuer-
satz I“ und einen „Reichensteuersatz II“ nur wenig. Faktisch sind oberhalb die-

ser Einkommensgrenzen nur wenige Steuerpflichtige vorhanden, was unter an-
derem auch daran liegt, dass Superreiche häufig über 

Gestaltungsmöglichkeiten verfügen, um der Einkommensteuer weitgehend zu 
entgehen. „Wer extrem reich ist, kann sein Vermögen so organisieren, dass dar-

aus kaum steuerpflichtiges Einkommen entsteht. Gewinne werden nicht reali-

siert, Vermögen wird in Holdingstrukturen verschoben, Einkommen in 
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Kapitalgewinne umgewandelt oder zeitlich verschoben.1“ Deutlich wird das 
auch daran, dass das BMF nach eigener Rechnung von der Reichensteuer I im 
kommenden Jahr lediglich ein Mehraufkommen von 250 Mio. Euro erwartet. 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften fordern stattdessen, dass die erste 

Tarifzone, die dafür verantwortlich ist, dass sich die Steuerprogression beson-

ders drastisch auf geringe und mittlere Einkommen auswirkt, abgeschafft wird. 
Der Grundfreibetrag sollte bereits für den laufenden Veranlagungszeitraum 
15.400 Euro betragen. Dadurch würden die meisten bisher in der ersten, beson-

ders steilen, Progressionszone erfassten Einkommen steuerfrei gestellt. Mit ei-

nem Eingangssteuersatz von 22 Prozent beginnend, sollte der Grenzsteuersatz 

linear-progressiv bis zum Spitzensteuersatz ansteigen. Der Spitzensteuersatz 
selbst sollte von 42 auf 49 Prozent angehoben werden und auf Basis des laufen-
den Jahres ab 88.800 Euro greifen. Wie bisher sollte der sogenannte Reichen-
steuersatz drei Prozent über dem Spitzensteuersatz liegen. Die Reichensteuer 

sollte aber bereits ab einem zu versteuernden Ein kommen von 140.000 Euro 
greifen. 

Handwerkerleistungen 

Zu § 35a Absatz 3 Satz 1 EStG-E: 
Bislang ermäßigt sich für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen für 

Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen die tarifliche Ein-
kommensteuer auf Antrag um 20 Prozent der Aufwendungen, höchstens 1.200 
Euro. Der Gesetzentwurf sieht vor diese Steuerermäßigung auf 15 Prozent der 

abzugsfähigen Aufwendungen und den Höchstbetrag auf 900 Euro zu reduzie-

ren. Begründet wird das Vorhaben ausschließlich mit dem Abbau von Steu-

ersubventionen, da § 35a EStG zu den zwanzig größten Steuersubventionen ge-
höre. 

Bewertung: 

Ebenso wie § 35a EStG ursprünglich einen Anreiz für legale Beschäftigungen in 

Privathaushalten schaffen und Schwarzarbeit bekämpfen sollte, so war auch 
die Erweiterung auf die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen von der 
gleichen Überlegung getragen. Die Höhe, der bei 1.200 Euro gedeckelten Steu-

erermäßigung um 20 Prozent, sollte die Umgehung der Umsatzsteuer in Höhe 

von 19 Prozent unattraktiv machen. Da der DGB und seine Mitgliedsgewerk-

schaften seit jeher ein hohes Interesse an der Bekämpfung der Schwarzarbeit 
und damit einhergehenden prekären Beschäftigungsformen haben, ist nicht 

nachvollziehbar, dass dieses Instrument aus rein fiskalischen Gründen zurück-

gestutzt werden soll, zumal eine Ermäßigung, die deutlich unter dem Regel-
steuersatz der Umsatzsteuer liegt, vermuten lässt, dass hierdurch Schwarzar-

beit wieder an Attraktivität gewinnt. Damit würden die mittel- bis langfristig zu 
erwartenden Nachteile den kurzfristigen fiskalischen Vorteile bei weitem über-
steigen. Vor diesem Hintergrund sollte von der geplanten Gesetzesänderung 

Abstand genommen werden. 

 
1 „Deutschland braucht eine funktionierende Besteuerung von Milliardären“, Der Öko-

nom Gabriel Zucman im Interview mit dem Handelsblatt, HB vom 1.7. 2026 

https://www.handelsblatt.com/politik/konjunktur/reichtum-deutschland-braucht-eine-funktionierende-besteuerung-von-milliardaeren/100188438.html
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Minijob  

Zu § 40a Absatz 2 EStG-E: 
Der einheitliche Pauschsteuersatz für sog. Minijobs soll ab dem 1. Januar 2027 
von bisher 2 Prozent auf 5 Prozent erhöht werden.  

Bewertung: 

Es ist möglich, dass dadurch die Minijobs etwas weniger attraktiv für Arbeitge-

ber werden, die Maßnahme löst aber aus Sicht des DGB und seiner Mitgliedsge-
werkschaften nicht die grundlegenden und von uns bereits vielfach verdeut-
lichten Probleme dieser Beschäftigungsform. Minijobs bleiben eine pauschale, 
Förderung kleiner, oftmals prekärer, Teilzeitarbeitsverhältnisse. Aber auch wer 

daneben höhere Einkünfte aus anderen Quellen bezieht, kann im Minijob be-
schäftigt werden. Da die Steuerklassenkombination III/V fortbesteht, ergeben 
sich im Steuerrecht weiterhin negative Einkommenseffekte, die Beschäftigte 

davon abhalten werden, weitergehende Arbeitszeitwünsche zu realisieren.  

Aus Sicht des DGB und seiner Mitgliedsgewerkschaften muss die steuer- und 

sozialrechtliche Privilegierung der Minijobs beendet werden, ohne dass kleine 
Teilzeitarbeitsverhältnisse für Arbeitgeber attraktiver werden. Ebenfalls muss 
sichergestellt werden, dass Beschäftigte, die einen Minijob als Nebenbeschäfti-

gung ausüben und finanziell darauf angewiesen sind, weil sie im Haupterwerb 

nicht ausreichend verdienen, dabei nicht zusätzlich belastet werden. Dem 
muss mit einer Stärkung der Tarifbindung und einer allgemeinen Entlastung 

niedriger Einkommen entgegengewirkt werden. Um Haushalte mit niedrigem 
Einkommen gegenüber Haushalten mit hohem Einkommen nicht zu benachtei-

ligen, bedarf es eines Ausgleichs, der den Abbruch gegenüber den geltenden 
massiven Subventionierungen beim Nettoeinkommen sozialpolitisch zumin-
dest teilweise abfängt und die aufgrund des geringen Einkommens unzu-

reichenden Entlastungen durch die steuerliche Absetzbarkeit der Sozialbei-
träge ausgleicht. 

Der DGB schlägt erneut vor, die Sonderregelungen zur Besteuerung und zur So-

zialversicherung geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse abzuschaffen und 
den Übergangsbereich modifiziert auf alle Arbeitsentgelte oberhalb von null 

Euro bis zur oberen Grenze des Übergangsbereichs auszuweiten. Statt eines 

Pauschalbeitrags führt der Arbeitgeber den vollen Gesamtsozialversicherungs-
beitrag für alle Versicherungszweige ab. Der Arbeitnehmeranteil beginnt bei 
null und steigt proportional zum Entgelt gleitend an, bis er bei Erreichen der 
oberen Schwelle des Übergangsbereichs schließlich den regulären Anteil er-

reicht – in gleichem Maße reduziert sich der Anteil des Arbeitgebers auf den re-

gulären Anteil. Zusätzlich soll die Einführung eines steuerfinanzierten Sozial-
versicherung-Entlastungsbetrags für die Beschäftigten erwogen werden, als 
Zuschuss, der mit dem steuerlichen Vorteil aus der bestehenden Absetzbarkeit 
der Sozialversicherungsbeiträge bei der Einkommensteuer (Vorsorgeaufwen-

dungen) zu verrechnen ist. Der Sozialversicherungs-Entlastungsbetrag ist dabei 

auf die Höhe der Sozialversicherungsbeiträge begrenzt, die Beschäftigte bei 
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einem Arbeitsentgelt in Höhe der Geringfügigkeitsgrenze tragen. Dieser Vor-
schlag bringt zwei weitere sozialpolitisch wünschenswerte Nebenwirkungen 
mit sich: Er würde die gesetzlichen Sozialversicherungen finanziell stärken und 
Haushalte mit geringem Einkommen steuerlich entlasten. 

 


